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Auf Grund von Art. 6 Abs. 3 Satz 6 und Art. 20 des
Gesetzes über das öffentliche Versorgungswesen 
(VersoG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
16. Juni 2008 (GVBl S. 371, BayRS 763–1–I), erlässt das
Bayerische Staatsministerium des Innern folgende
Verordnung:

§ 1

Die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes
über das öffentliche Versorgungswesen (DVVersoG)
vom 20. Dezember 1994 (GVBl S. 1083, BayRS 
763–1–1–I), geändert durch Verordnung vom 16. Juli
2001 (GVBl S. 388), wird wie folgt geändert:

1. § 4 Abs. 5 wird aufgehoben.

2. Es werden folgende §§ 5 bis 12 eingefügt:

„§ 5

Bestandteile des technischen Geschäftsplans

(1) 1Der versicherungsmathematische Geschäfts-
plan enthält das Verfahren mit den vollständigen
mathematischen Formeln und kalkulatorischen
Herleitungen für die Finanzierung der satzungs-
gemäßen Leistungsverpflichtungen sowie für die
Abschätzung der aus Überschüssen zu finanzie-
renden Leistungsverbesserungen. 2Insbesondere
gehören je nach Finanzierungsverfahren zu den
Bestandteilen

1. die Berechnungen zu einem in der Satzung fest-
gelegten Verhältnis von Leistungen zu Beiträ-
gen einschließlich der verwandten Rechnungs-
grundlagen,

2. das vollständige Verfahren zum Festlegen einer
Rentenbemessungsgrundlage über eine versi-
cherungstechnische Bilanz gemäß Art. 32 Abs. 2
VersoG,

3. das vollständige Verfahren zum Festlegen von
Umlagen und Rücklagen,

4. das vollständige Verfahren für die Berechnung
der versicherungstechnischen Rückstellungen,

5. das Verfahren zur Überprüfung der biometri-
schen und der anderen Rechnungsgrundlagen
und zur Festlegung neuer Rechnungsgrund-
lagen,

6. der versicherungstechnische Rahmen für die aus
Überschüssen finanzierten Leistungsverbesse-
rungen.

(2) Zu den Bestandteilen des finanztechnischen
Geschäftsplans gehören 

1. die aktuariellen Überprüfungen und Bewertun-
gen zu den Kapitalanlagen,

2. Bestimmungen über die notwendigen Marktwert-
schwankungsreserven und zur Organisation des
Risikomanagements gemäß Art. 15 Abs. 1 Satz 3
VersoG,

3. Sonderregelungen zu Anlagen mit erhöhtem
Risiko oder entsprechend der Öffnungsklausel
nach § 54 Abs. 2 Satz 2 des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes (VAG) sowie

4. sonstige Berichts- und Überprüfungspflichten.

§ 6
Rechnungslegung

(1) 1Die Versorgungsanstalten haben den Jah-
resabschluss und den Lagebericht entsprechend
den Vorschriften für Pensionskassen der Verord-
nung über die Rechnungslegung von Versiche-
rungsunternehmen (Versicherungsunternehmens-
Rechnungslegungsverordnung – RechVersV) vom 
8. November 1994 (BGBl I S. 3378) in der am 
1. Juni 2007 geltenden Fassung in den ersten sie-
ben Monaten des Geschäftsjahres für das vergan-
gene Geschäftsjahr aufzustellen. 2Das gewählte
Finanzierungsverfahren und die dazu im versiche-
rungsmathematischen Geschäftsplan festgelegten
Bezeichnungen sind zu berücksichtigen.

(2) 1Bei der Prüfung des Jahresabschlusses und
des Lageberichts, bei der Feststellung des Jahres-
abschlusses und bei der Überschussverwendung
werden die Aufgaben des Aufsichtsrats und der
Hauptversammlung vom Verwaltungsrat wahrge-
nommen. 2Der Vorstand der Versorgungskammer
hat dem Verwaltungsrat Vorschläge über die
Verwendung eines Überschusses, die Zuführung zu
oder Entnahme aus den Rücklagen sowie die
Verwendung der Mittel der Rückstellung für künf-
tige Leistungsverbesserungen (RkL) zu unterbrei-
ten. 3Die Verteilung des Jahresüberschusses kann
auch durch die Satzung oder die Wirtschaftspla-
nung geregelt werden. 4Die Sitzung des Verwal-
tungsrats hat in den ersten zehn Monaten des
Geschäftsjahres stattzufinden.

(3) 1Zur Bewertung von Vermögensgegenstän-
den und Schulden ist § 253 Abs. 5 des Handels-
gesetzbuches in der am 1. Juni 2007 geltenden 
Fassung anzuwenden. 2§ 253 Abs. 1 Satz 2 des
Handelsgesetzbuches gilt nicht für Rentenver-
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pflichtungen aus den Mitgliedschafts-, Versiche-
rungs- oder Versorgungsverhältnissen.

(4) Die Versorgungsanstalten haben die Bilanz
sowie die Gewinn- und Verlustrechnung in einer
gekürzten und geschäftsplanmäßig festgelegten
Form im elektronischen Bundesanzeiger bekannt
zu machen.

§ 7

Mindestanforderungen
an die Rechnungsgrundlagen

1Zu den Mindestanforderungen an die Rech-
nungsgrundlagen kann die Aufsichtsbehörde
Anordnungen treffen. 2Dabei ist für den Höchst-
wert des Rechnungszinses auszugehen von einem
angemessenen Abschlag auf den jeweiligen Zins-
satz der Anleihen der Bundesrepublik Deutsch-
land. 3Die übrigen versicherungsmathematischen
Rechnungsgrundlagen haben eine angemessene
Marge für nachteilige Abweichungen von den rele-
vanten Faktoren zu haben. 4Besonderheiten des
Finanzierungs- und Beitrags-/Leistungssystems
ist dabei Rechnung zu tragen.

§ 8

Sicherheitsrücklage, Zuführung und Entnahme

1Die Zuführung zur Sicherheitsrücklage wird
vom Verwaltungsrat festgelegt. 2Ist der Mindest-
betrag nach Art. 14 Satz 2 VersoG nicht oder nach
Inanspruchnahme nicht wieder erreicht, so sind
der Sicherheitsrücklage mindestens zehn v.H. der
Aufwendungen für künftige Leistungsverbesse-
rungen zuzuführen. 3Zur Deckung eines außerge-
wöhnlichen Verlusts können der Sicherheitsrück-
lage entsprechende Beträge entnommen werden.
4Reicht zum Ausgleich des Verlusts die Sicher-
heitsrücklage nicht aus, können der Rückstellung
für künftige Leistungsverbesserungen weitere
Beträge entnommen werden. 5Die Satzung kann
zusätzliche Gewinnrücklagen vorsehen.

§ 9

Gebundenes Vermögen

(1) 1Das gebundene Vermögen der Versorgungs-
anstalten darf nur angelegt werden entsprechend
den Vorschriften der Verordnung über die Anlage
des gebundenen Vermögens von Versicherungsun-
ternehmen (Anlageverordnung – AnlV) vom 20. De-
zember 2001 (BGBl I S. 3913) in der am 1. Januar
2008 geltenden Fassung, wobei für die Kapital-
anlagen die Beschränkungen der §§ 2 bis 5 AnlV
für das Sicherungsvermögen gelten. 2§ 7 Abs. 2
Satz 2 VAG in der am 1. Juni 2007 geltenden Fas-
sung gilt entsprechend.

(2) 1Die Versorgungsanstalten haben die Vorga-
ben des Art. 15 Abs. 1 VersoG durch ein qualifi-
ziertes Anlagemanagement, durch geeignete inter-
ne Kapitalanlagegrundsätze und Kontrollverfah-
ren, durch eine perspektivische Anlagepolitik
sowie durch sonstige organisatorische Maßnahmen
sicherzustellen. 2Die Zusammensetzung der Kapi-
talanlagen ist so auszurichten, dass im Hinblick

auf die gegenwärtigen und zukünftig erwarteten
Erträge der einzelnen Anlageformen die dauernde
Erfüllbarkeit der Verpflichtungen jederzeit ge-
währleistet ist. 3Die Darlegungs- und Anzeige-
pflichten bestimmt die Aufsichtsbehörde.

§ 10

Verantwortlicher Aktuar

(1) 1Der Verantwortliche Aktuar testiert unter
der Bilanz

1. bei einer Finanzierung von Leistungsverpflich-
tungen über ein Anwartschaftsdeckungsver-
fahren mit genehmigungspflichtigem techni-
schen Geschäftsplan mit „Es wird bestätigt,
dass die versicherungstechnischen Rückstellun-
gen des Abrechnungsverbands … nach dem zu-
letzt am … genehmigten technischen Geschäfts-
plan berechnet worden sind.“,

2. bei einer Finanzierung über ein offenes De-
ckungsplanverfahren und Leistungsverpflich-
tungen, die aus den Werten der Bilanz über eine
Rentenbemessungsgrundlage jährlich neu fest-
gelegt werden, mit „Es wird bestätigt, dass für
den Abrechnungsverband … die Rentenbemes-
sungsgrundlage und die versicherungstechni-
schen Rückstellungen nach dem zuletzt am …
genehmigten technischen Geschäftsplan festge-
legt worden sind.“ und

3. bei einer Gewährleistung der dauernden Erfüll-
barkeit der Verpflichtungen aus den Versor-
gungsverhältnissen durch die Mitglieder gemäß
Art. 40 Abs. 2 Satz 1 VersoG mit „Es wird
bestätigt, dass der Umlagesatz und die versiche-
rungstechnischen Rückstellungen für den
Abrechnungsverband … gemäß § … der Satzung
festgelegt worden sind.“.

2Wird bei einer Versorgungsanstalt für alle Ab-
rechnungsverbände das gleiche Finanzierungssys-
tem angewandt, so entfällt die Angabe des Ab-
rechnungsverbands.

(2) 1Im jährlichen Aktuarsbericht ist für jeden
Abrechnungsverband das versicherungstechnische
Rohergebnis und der Einfluss der wesentlichen
Gewinn- und Verlustquellen auf das Rohergebnis
zu ermitteln. 2Bei offenen Finanzierungssystemen
ist der Kapitalisierungsgrad und der Anfangsver-
rentungssatz bei maximalem Leistungsniveau
anzugeben. 3Auf wesentliche Änderungen des ver-
sicherungsmathematischen Geschäftsplans, der
sonstigen versicherungsmathematischen Annah-
men oder der Rechnungsgrundlagen gegenüber
dem vorhergehenden Jahresabschluss ist hinzu-
weisen. 

(3) 1Im umfassenden versicherungsmathemati-
schen Gutachten ist die finanzielle Lage der
Versorgungsanstalt zu analysieren. 2Insbesondere
ist zu prüfen, ob die dauernde Erfüllbarkeit der
sich aus den Satzungen ergebenden Leistungsver-
pflichtungen jederzeit sichergestellt ist. 3Werden
Änderungen im Beitrags-/Leistungssystem durch
Satzungsänderungen oder durch Änderungen bei
der Festlegung der Leistungsansprüche vorge-
schlagen, so muss nachgewiesen werden, dass die
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Voraussetzungen nach Art. 32 Abs. 2 VersoG er-
füllt werden. 4Bei Finanzierungsmodellen mit Um-
lageelementen ist die zukünftige Entwicklung der
Beitragsbelastung, des Kapitalisierungsgrads, des
Leistungsniveaus, der Anfangsverrentung und der
durchschnittlichen Verrentung bei Beginn der
Altersversorgung zu ermitteln und entsprechend
dem Versorgungsauftrag zu bewerten. 5Zu allen
Kalkulationen ist zu prüfen, ob die Rechnungs-
grundlagen für die Zukunft als ausreichend vor-
sichtig bemessen angesehen werden können, ob
verwandte Näherungsverfahren oder vereinfachte
Annahmen den tatsächlichen Geschäftsverlauf
ausreichend genau wiedergeben und ob Optionen,
die Mitglieder, Versicherte oder Leistungsberech-
tigte ausüben können, ausreichend vorsichtig bei
der Kalkulation berücksichtigt wurden. 6Zeigen
sich hierbei Veränderungen, die voraussichtlich
auf Dauer zu einer höheren Inanspruchnahme von
Leistungen oder zu geringeren Beitrags- oder
Kapitalertragseinnahmen führen, so sind im
Gutachten Vorschläge für eine Änderung der
Rechnungs- und sonstigen Kalkulationsgrund-
lagen zu machen. 7Darüber hinaus ist zur Erfül-
lung des gesamten Versorgungsauftrags gemäß 
Art. 28 Sätze 1 und 3, Art. 32 Abs. 3 sowie Art. 44
Abs. 1 Satz 1 VersoG einzugehen auf Leistungen
zweiter Ordnung und deren Finanzierung insbe-
sondere im Hinblick auf Anpassungspflichten, die
Einkommensentwicklung sowie den Kaufkraftver-
lust. 8Dazu sind ergänzend die durchschnittlichen
Renten- und Versorgungsanwartschaften und
durchschnittlichen laufenden Renten und Versor-
gungsansprüche der Invaliden, Altersrentner und
Hinterbliebenen für jedes Geburtsjahr anzugeben.

(4) 1Der Aktuarsbericht ist spätestens drei
Wochen vor der Sitzung des Verwaltungsrats zur
Feststellung des Jahresabschlusses und das umfas-
sende versicherungsmathematische Gutachten
spätestens 16 Monate nach Stichtag dem Verwal-
tungsrat und der Aufsichtsbehörde vorzulegen.
2Der Verantwortliche Aktuar hat dem Verwal-
tungsrat den Aktuarsbericht und das versiche-
rungsmathematische Gutachten jeweils auf der
nächsten Sitzung zu erläutern.

§ 11

Berichterstattung
gegenüber der Aufsichtsbehörde

(Interne Rechnungslegung)

(1) 1Die Versorgungsanstalten haben der Auf-
sichtsbehörde von den in der Verordnung über die
Berichterstattung von Versicherungsunternehmen
gegenüber der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (Versicherungsberichterstattungs-
verordnung – BerVersV) vom 29. März 2006 (BGBl I
S. 622) in der am 1. Juni 2007 geltenden Fassung
aufgeführten Unterlagen folgende vorzulegen:

1. den Jahresabschluss mit Lagebericht gemäß § 16
Abs. 1 Nr. 1 BerVersV unverzüglich nach Auf-
stellung,

2. den Bericht des Abschlussprüfers gemäß § 16
Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b BerVersV unverzüglich
nach Fertigstellung,

3. den endgültigen Geschäftsbericht gemäß § 16

Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a BerVersV und gemäß § 16
Abs. 2 BerVersV unverzüglich nach der Sitzung
des Verwaltungsrats,

4. die Nachweisungen 103, 201, 203, 220 gemäß
Anlage 2 Abschnitt C Nr. 4 BerVersV und zu-
sätzlich die Seite 1 der Nachweisung 220 gemäß
Anlage 2 Abschnitt C Nr. 4 BerVersV mit den
Summen der Jahresrenten sowie an Stelle der
Nachweisung 104 die Höhe von Fremdwährun-
gen und Krediten, die in den Kapitalanlagen
insgesamt enthalten sind, spätestens zehn
Monate nach Schluss des Geschäftsjahres;
sofern entsprechende Informationen in den
Geschäftsbericht oder in den Bericht des
Aktuars aufgenommen werden, brauchen sie
nicht formgebunden vorgelegt zu werden.

2Zudem sind der Aufsichtsbehörde die Vorschläge
des Vorstands der Versorgungskammer gemäß § 6
Abs. 2 Satz 2 spätestens zwei Wochen vor der
Sitzung des Verwaltungsrats vorzulegen.

(2) Die Verordnung über den Inhalt der Prü-
fungsberichte zu den Jahresabschlüssen von Ver-
sicherungsunternehmen (Prüfungsberichteverord-
nung – PrüfV) vom 3. Juni 1998 (BGBl I S. 1209) in
der am 1. Juni 2007 geltenden Fassung findet ent-
sprechende Anwendung.

§ 12

Verteilung der zu ersetzenden Kosten der Aufsicht

Dem Freistaat Bayern nach Art. 18 Abs. 6 Satz 1
VersoG zu ersetzende Kosten sind von den Versor-
gungsanstalten wie folgt aufzubringen:

1. ein Drittel zu gleichen Teilen,

2. ein Drittel nach der Höhe der Beitragseinnah-
men gemäß Formblatt 3 Ziffer I Nr. 1 Buchst. a
RechVersV in der am 1. Juni 2007 geltenden
Fassung, wobei dem Bayerischen Versorgungs-
verband die Beitragseinnahmen nur zur Hälfte
angerechnet werden, und

3. ein Drittel nach der Höhe der Kapitalanlagen
gemäß Formblatt 1 Buchst. C RechVersV in der
am 1. Juni 2007 geltenden Fassung.“

3. Der bisherige § 5 wird § 13.

§ 2

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2008 in
Kraft.

(2) Abweichend von Abs. 1 tritt der durch § 1 Nr. 2
eingefügte § 12 mit Wirkung vom 1. Juni 2007 in
Kraft.

München, den 24.Oktober 2008

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Joachim  H e r r m a n n ,  Staatsminister
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Auf Grund von Art. 5 und 10 des Kostengesetzes vom
20. Februar 1998 (GVBl S. 43, BayRS 2013–1–1–F), zu-
letzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 20. Dezember
2007 (GVBl S. 951), erlässt das Bayerische Staatsminis-
terium der Finanzen folgende Verordnung:

§ 1

Die Anlage zu § 1 der Verordnung über den Erlass des
Kostenverzeichnisses zum Kostengesetz (Kostenver-
zeichnis – KVz) vom 12. Oktober 2001 (GVBl S. 766,
BayRS 2013–1–2–F), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 8. April 2008 (GVBl S. 152), wird wie folgt
geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Buchst. „A) Alphabetisches Stichwortverzeich-
nis“ wird in der Spalte „Stichwort“ bzw. der
Spalte „Tarif-Nummer“ jeweils wie folgt geän-
dert:

aa) Nach „Bayerisches Hochschulgesetz“ und
„3.I.1/“ werden „Bayerisches Umweltinfor-
mationsgesetz“ und „1.I.10/2“ eingefügt.

bb) „Beamtenfachhochschulgesetz“ und „3.I.1/“
werden gestrichen.

cc) Bei „Betriebssicherheitsverordnung“ wird
„7.I.2/“ durch „7.I.1/, 7.I.2/“ ersetzt.

dd) „Gentechnik-Sicherheitsverordnung“ und
„7.II.5/“ werden gestrichen.

ee) „Gerätesicherheitsgesetz“ wird durch „Ge-
räte- und Produktsicherheitsgesetz“ ersetzt.

ff) Nach „Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung“ und „5.IV.1/“ werden „Gesetz über die
Fachhochschule für öffentliche Verwaltung
und Rechtspflege in Bayern“ und „3.I.1/“
eingefügt.

gg) Vor „Nachweisverordnung“ und „8.I.0/44“
werden „Nachprüfungsverfahren“ und
„9.I.0/“ eingefügt.

hh) „Produktsicherheitsgesetz“ und „7.I.13/“
werden gestrichen.

ii) „Umweltinformationsgesetz“ und „1.I.10/2“
werden gestrichen.

b) Bei Buchst. „B) Nach Sachbereichen geordnet“
werden in der Spalte „Gegenstand“ bzw. der
Spalte „Lfd. Nr.“ „Bodenschutz“ und „8.VI.“ so-
wie „Nachprüfungsverfahren“ und „9.I.“ ange-
fügt.

2013–1–2–F

Verordnung
zur Änderung des

Kostenverzeichnisses

Vom 4. November 2008
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2. Das Abkürzungsverzeichnis erhält folgende Fassung:

„

Abkürzung Gegenstand

AEG Allgemeines Eisenbahngesetz
AO Abgabenordnung
ARegV Anreizregulierungsverordnung
AVBayJG Verordnung zur Ausführung des Bayerischen Jagdgesetzes
AVFiG Verordnung zur Ausführung des Fischereigesetzes für Bayern
AVKirchStG Verordnung zur Ausführung des Kirchensteuergesetzes
BArtSchV Bundesartenschutzverordnung
BauGB Baugesetzbuch
BauPAV Bauprodukte- und Bauartenverordnung
BauPG Bauproduktengesetz
BayAbfG Bayerisches Abfallwirtschaftsgesetz
BayAbgrG Bayerisches Abgrabungsgesetz
BayAFWoG Gesetz über den Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen in Bayern
BayBO Bayerische Bauordnung
BayEBG Bayerisches Eisenbahn- und Bergbahngesetz
BayEUG Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen
BayFHVRG Gesetz über die Fachhochschule für öffentliche Verwaltung und Rechtspflege

in Bayern
BayHO Bayerische Haushaltsordnung
BayHSchG Bayerisches Hochschulgesetz
BayJG Bayerisches Jagdgesetz
BayNatSchG Bayerisches Naturschutzgesetz
BayRDGEignungsV Verordnung über den Nachweis der fachlichen Eignung zur Führung von Un-

ternehmen, die Notfallrettung und Krankentransport betreiben
BaySchFG Bayerisches Schulfinanzierungsgesetz
BaySchwHEG Bayerisches Schwangerenhilfeergänzungsgesetz
BayStrWG Bayerisches Straßen- und Wegegesetz
BayTierZG Bayerisches Tierzuchtgesetz
BayUIG Bayerisches Umweltinformationsgesetz
BayVwVfG Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz
BayWaldG Waldgesetz für Bayern
BayWG Bayerisches Wassergesetz
BayWoBindG Bayerisches Wohnungsbindungsgesetz
BayWoFG Gesetz über die Wohnraumförderung in Bayern
BBergG Bundesberggesetz
BErzGG Bundeserziehungsgeldgesetz
BetrSichV Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Bereitstellung von

Arbeitsmitteln und deren Benutzung bei der Arbeit, über Sicherheit beim Be-
trieb überwachungsbedürftiger Anlagen und über die Organisation des be-
trieblichen Arbeitsschutzes (Betriebssicherheitsverordnung)

BewachV Bewachungsverordnung
BGB Bürgerliches Gesetzbuch
BNatSchG Bundesnaturschutzgesetz
BV, II. Zweite Berechnungsverordnung
BWildSchV Bundeswildschutzverordnung
DVFoVG Verordnung zur Durchführung des Forstvermehrungsgutgesetzes
EBO Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung
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Abkürzung Gegenstand

EnWG Energiewirtschaftsgesetz

ESBO Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung für Schmalspurbahnen

ESO Eisenbahn-Signalordnung

FoVG Forstvermehrungsgutgesetz

FStrG Bundesfernstraßengesetz

GasNEV Gasnetzentgeltverordnung

GasNZV Gasnetzzugangsverordnung

GastV Gaststättenverordnung

GewV Gewerbeverordnung

GPSG Gesetz über technische Arbeitsmittel und Verbraucherprodukte (Geräte- und

Produktsicherheitsgesetz)

GÜVO Gebäudeübernahmeverordnung

GutachterausschussV Verordnung über die Gutachterausschüsse, die Kaufpreissammlungen und die

Bodenrichtwerte nach dem BauGB

GUW-GebO Verordnung über die Erhebung von Gebühren und Auslagen für die Inan-

spruchnahme des Bayerischen Geologischen Landesamts für Umweltschutz, 

von Behörden auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft und der Bayerischen Lan-

desärztekammer als ärztliche Stelle nach § 83 StrlSchV

JAPO Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Juristen

JFPO Jäger- und Falknerprüfungsordnung

KirchStG Kirchensteuergesetz

KrW-/AbfG Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz

LStVG Landesstraf- und Verordnungsgesetz

MBPlG Magnetschwebebahnplanungsgesetz

MarkschBergV Markscheider-Bergverordnung

MeldDV Meldedatenverordnung

NatEG Naturschutz-Ergänzungsgesetz

NMV 1970 Neubaumietenverordnung 1970

PBefG Personenbeförderungsgesetz

PfandlV Pfandleiherverordnung

PrüfVBau Verordnung über die Prüfingenieure, Prüfämter und Prüfsachverständigen im

Bauwesen

QualV Qualifikationsverordnung

SchfG, SchfV Schornsteinfegergesetz, -verordnung

SchO Schiffahrtsordnung

StromNEV Stromnetzentgeltverordnung

StromNZV Stromnetzzugangsverordnung

StrRehaG Strafrechtliches Rehabilitierungsgesetz

TierZG Tierzuchtgesetz

UBBG Gesetz über Unternehmensbeteiligungsgesellschaften

VAwS Anlagenverordnung

VerstV Versteigererverordnung

VPSW Verordnung über private Sachverständige in der Wasserwirtschaft

VwZVG Bayerisches Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz

WHG Wasserhaushaltsgesetz

ZLV Verordnung über die Zulassung von Lernmitteln

ZwEWG Bayerisches Gesetz über das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum“
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§ 2

(1) Diese Verordnung tritt am 20. November 2008
in Kraft.

(2) Abweichend von Abs. 1 treten jedoch

1. § 1 Nr. 5 (Lfd. Nr. 2.I.1/) vorbehaltlich des Abs. 3
mit Wirkung vom 1. Januar 2008,

2. § 1 Nr. 7 (Tarif-Nr. 2.II.6/3.1) mit Wirkung vom 
1. November 2007 sowie

3. § 1 Nr. 8 (Lfd. Nr. 2.III.1/) und Nr. 15 (Lfd. Nr.
6.III.5/) am 1. Januar 2009

in Kraft.

(3) 1Bis zum Ablauf des 19. November 2008 gelten
abweichend von Abs. 2 Nr. 1 bei den nachstehend
ausgewiesenen Tarif-Stellen der Lfd. Nr. 2.I.1/ an-
stelle der in Spalte 2 ausgewiesenen die folgenden
Gebührensätze nach Spalte 3:
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2Sofern gemäß Art. 83 Abs. 1 der Bayerischen Bauord-
nung auf das Baugenehmigungsverfahren die Bayeri-
sche Bauordnung in der bis zum 31. Dezember 2007
geltenden Fassung anzuwenden ist, gilt die Lfd. Nr.
2.I.1/ des Kostenverzeichnisses in der bis zum 31. De-
zember 2007 geltenden Fassung.

München, den 4. November 2008

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Georg  F a h r e n s c h o n ,  Staatsminister
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Die Geschäftsordnung für den Bayerischen Land-
tag vom 9. Juli 2003 (GVBl S. 676; ber. 2004 S. 589,
BayRS 1100–3–I), zuletzt geändert am 17. Juli 2008
(GVBl  S. 575), wird unter Berücksichtigung der fol-
genden Änderungen übernommen:

1. § 7 erhält folgende Fassung:

„§ 7

Zusammensetzung

1Das Präsidium besteht aus dem Präsidenten, dem
Ersten bis Fünften Vizepräsidenten und aus sieben
Schriftführern, wobei der Dritte bis Fünfte Vize-
präsident jeweils gleichzeitig die Funktion eines
der sieben Schriftführer übernimmt. 2Jede Frakti-
on stellt einen Vizepräsidenten; die Reihenfolge
richtet sich nach § 6. 3Die Zusammensetzung des
Präsidiums insgesamt richtet sich nach der Stärke
der Fraktionen auf der Grundlage des Verfahrens
nach Sainte-Laguë/Schepers.“

2. § 8 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Das Präsidium wird in der ersten Sitzung
aus der Mitte des Landtags für seine Wahldauer ge-
wählt, der Präsident und die Vizepräsidenten 
jeweils in gesonderten Wahlgängen. 2Die Wahlen
erfolgen auf Vorschlag der jeweils nach § 7 berech-
tigten Fraktion.“

3. § 12 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Die Vizepräsidenten unterstützen den Präsiden-
ten in seiner Amtsführung.“   

4. § 15 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Für die Stellen der Ausschussvorsitzenden und
ihrer Stellvertreter setzt der Ältestenrat nach dem
Sainte-Laguë/Schepers-Verfahren die Berechti-
gungsfolge der Fraktionen fest (Optionsreihe).“

5. § 21 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Die Zusammensetzung des Zwischenaus-
schusses regelt sich nach dem Stärkeverhältnis der
Fraktionen (Sainte-Laguë/Schepers-Verfahren);
jede Fraktion muss im Zwischenausschuss vertre-
ten sein.“

6. § 25 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Die Besetzung der Ausschüsse erfolgt nach
dem Sainte-Laguë/Schepers-Verfahren; dies gilt
entsprechend für Gruppen von Mitgliedern des
Landtags einer Partei, die nach § 5 Abs. 1 keine
Fraktion bilden können.“

7. § 32 Sätze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

„3Die Mitglieder des Landtags und eine gleiche
Zahl von Vertretern werden vom Landtag nach
dem Stärkeverhältnis der Fraktionen (Sainte-La-
guë/Schepers) bestellt, wobei jede Fraktion min-
destens ein Mitglied entsenden kann, auch wenn
sich dadurch die Zahl der Mitglieder nach Satz 1
erhöht. 4Die übrigen Mitglieder werden im Einver-
nehmen mit den Fraktionen vom Landtag bestellt;
wird kein Einvernehmen erzielt, erfolgt die Bestel-
lung auf Vorschlag der Fraktionen im Verhältnis
ihrer Stärke (Sainte-Laguë/Schepers); jede Frak-
tion kann mindestens ein Mitglied benennen.“

8. § 33 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„3Das Vorschlagsrecht für die Vorsitzenden der
Enquete-Kommissionen einer Wahlperiode steht
den Fraktionen im Verhältnis ihrer Stärke im
Landtag zu; für die Berechtigungsfolge der Frak-
tionen findet das Sainte-Laguë/Schepers-Verfah-
ren Anwendung.“

9. § 38 Satz 4 erhält folgende Fassung:

„4Die Aufteilung der Mitglieder auf die Fraktio-
nen erfolgt mit Ausnahme des Vorsitzenden gemäß
dem Verfahren nach Sainte-Laguë/Schepers.“

10. § 46 Abs. 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Die zu vergebenden Sitze sind den Listen
verhältnismäßig nach den für sie abgegebenen
Stimmen zuzuteilen; das Sainte-Laguë/Schepers-
Verfahren findet Anwendung.“

11. § 48 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Fehlen solche Vorschriften, dann bestellt der
Landtag durch Beschluss die Personen auf Vor-
schlag der Fraktionen nach dem Sainte-
Laguë/Schepers-Verfahren.“

12. § 66 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Die Gesamtredezeit der Fraktionen wird vom
Ältestenrat bestimmt, der auch die Anzahl der
Redner, die jeder Fraktion zustehen und die jeweils
nicht länger als fünf Minuten sprechen dürfen, un-
ter Berücksichtigung des Stärkeverhältnisses der
Fraktionen (Sainte-Laguë/ Schepers) festlegt.“

13. § 173 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Beschließt der Ausschuss eine Begrenzung
der Anzahl der anzuhörenden Personen, so benen-
nen die Fraktionen entsprechend ihrem Stärke-
verhältnis nach Sainte-Laguë/Schepers die an-

1100–3–I

Übernahme und Änderung
der Geschäftsordnung

für den Bayerischen Landtag

Vom 20. Oktober 2008
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zuhörenden Personen, wobei jede Fraktion min-
destens eine Person benennen kann.“

München, den 20. Oktober 2008

Die Präsidentin des Bayerischen Landtags

Barbara  S t a m m
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Gemäß Art. 25 Abs. 7 des Gesetzes über den Bayeri-
schen Verfassungsgerichtshof (VfGHG) vom 10. Mai
1990 (GVBl S. 122, BayRS 1103–1–I), zuletzt geändert
durch § 11 des Gesetzes vom 24. Dezember 2005 (GVBl
S. 665), wird nachstehend die Entscheidung des
Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 10. Novem-
ber 2008 bekannt gemacht.

Die Entscheidung betrifft die Frage, ob

1. die §§ 4 und 5 der Satzung für die öffentliche Ent-
wässerungsanlage der Gemeinde Mengkofen (Ent-
wässerungssatzung – EWS) vom 11. Mai 1993, 
zuletzt geändert durch Satzung vom 6. Dezember
2005,

2. die §§ 5 und 6 der Beitrags- und Gebührensatzung
zur Entwässerungssatzung der Gemeinde Mengko-
fen (BGS/EWS) vom 6. Dezember 2005 

gegen die Bayerische Verfassung verstoßen.

Entscheidungsformel:

§§ 4 und 5 der Satzung für die öffentliche Entwäs-
serungsanlage der Gemeinde Mengkofen (Entwässe-
rungssatzung – EWS) vom 11. Mai 1993, zuletzt geän-
dert durch Satzung vom 6. Dezember 2005, sind mit
Art. 3 Abs. 1 Satz 1 BV unvereinbar, soweit die Besei-
tigung des Niederschlagswassers betroffen ist; ferner
sind §§ 5 und 6 der Beitrags- und Gebührensatzung
zur Entwässerungssatzung der Gemeinde Mengkofen

(BGS/EWS) vom 6. Dezember 2005 mit  Art. 3 Abs. 1
Satz 1 BV unvereinbar. Die Gemeinde Mengkofen ist
verpflichtet, binnen neun Monaten nach Zugang der
Entscheidung insoweit eine Neuregelung nach
Maßgabe der Gründe zu treffen. Längstens bis zu die-
sem Zeitpunkt sind die Vorschriften weiterhin
anwendbar. 

Leitsätze:

1. Das Rechtsstaatsprinzip (Art. 3 Abs. 1 Satz 1 BV)
ist verletzt, wenn eine gemeindliche Satzung
gemäß Art. 24 Abs. 1 Nr. 2 GO zur Beseitigung des
Niederschlagswassers den Anschluss an eine ge-
meindliche Entwässerungseinrichtung und deren
Benutzung anordnet, ohne dass hierfür hinrei-
chende Gründe des öffentlichen Wohls ersichtlich
sind. 

2.  Es ist nicht Aufgabe des Verfassungsgerichtshofs,
durch eine Beweiserhebung das einer Normgebung
zugrunde liegende Prognosematerial anzureichern.
Er hat nur die sich insoweit stellenden verfas-
sungsrechtlichen Fragen zu klären. 

München, den 11. November 2008

Bayerischer Verfassungsgerichtshof

Dr.  H u b e r ,   Präsident

861–4–A

Bekanntmachung
der Entscheidung des

Bayerischen Verfassungsgerichtshofs
vom 10. November 2008 Vf. 4-VII-06


